
Bundessozialgericht

& RA 53/79 -

Verkündet am I m N a m e n d e s V oil k e s
24. Juni 1980

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

......OOOOOODDOOQOOOO'..O.....DOG.........‚0......OOÖDIOOCOOÜ,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ..;...... Gl...........QQQIQII.QOCQQQOO,

g e g e n

......OOOOIOOOOOOOOO00°......0.0.000'.00.0000000'00500.0.000°,

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 1. Senat des
Bundessozialgerichts

hat auf die
mündliche

Verhandlung von 24. Juni 1980 in Berlin ' ’

, für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozial— ‘
gerichts Baden—Württemberg vom 14. März 1979 wird zurück-
gewiesen. - ,

Die Beklagte hat dem Kläger dessen außergeriohtliehe lösten

auch für das Revisionsverfahren zu erstatten„‘
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Der Rechtsstreit wird um die Bewilligung eines Zuschusses zu
_

den Kosten für einen Zahnersatz als Leistung der.Rehabilitation

geführt.

Der Kläger
ist Öhoist und

Englisch-Horn-Sd■st in Radio-

Sinfonieorchester & . Im Jahre 1976 wurde ihm ein für
die Ausübung seines Berufes notwendiger festsitzender Zahn--

ersatz im Ober— und Unterkiefer eingegliedert. Die Vertrags-

gebühren hierfür betrugen DM 3. 833, 20. Hiervon übernahm die

Krankenkasse des Klägers entsprechend ihrer Satzung einen
‘

Anteil von 80 % (= DM 3. 066, 56). Den Restbetrag von DM 766, 6h
trug der Kläger selbst. - _

Seinen Antrag auf eine Beihilfe zu den restlichen Aufwen—

dungen für den Zahnersatz vom 3. Juni 1976 lehnte die Be-

klagte durch Bescheid vom 22. Juni 1976 mit der Begründung’
ab, durch das am 1. Oktober 197h in Kraft getretene-Gesetz
über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation von .
7. August 1974 (BGBl I s. 1881) (im folgenden: RehaAnglG)
sei der Zuschuß zu den Kosten für Zahnersatz und Zahnkronen 3i'

für die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung (KV)'65V'I
zur Pflichtleistung geworden; daher seien ihre - der Be-
klagten - Richtlinien über die Bewilligung von Zahnersatz-

beihilfen aufgehoben worden. Widerspruch und Klage blieben

ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 20. Oktober 1976;
Urteil des Sozialgerichts -SG- Stuttgart von 19. August

_ »
1977). - -

}!

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht

(LSG) Baden-Württemberg mit Urteil vom 14. März.1979 das
Urteil des SG sowie die Bescheide der Beklagten.aurgehoben
und die Beklagte verurteilt, einen neuen Bescheid über die

Gewährung eines Zuschusses zum Zahnersatz des Klägers unter ;
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu erteilen.
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Zur Begründung hat es ausgeführts

“Die Beklagte habe die gesetzlichen Grenzen ihres Ermessens'hicht

richtig erkannt. Ihre Ansicht, sie könne nach dem Inkraft—

treten des RehaAnglG und nach der Aufhebung ihrer Richtlinien

über die Bewilligung von Zahnersatzbeihilfen keinerlei Zu=

schüsse mehr gewähren, treffe nicht zu; Vielmehr könne die
_‚Beklagte nach 55 13, 14 des Augestelltenversicherungsgesetzes"'

(AVG) auch Zuschüsse zu den Kosten der Versorgung mit Zahnersatzf■

.
als Ermessensleistung gewähreno Daran sei Sie nicht dadurch geé -f
hindert, daß aufgrund des RehaAnglG die von den Krankenkassen

zu gewährende Krankenpflege Zuschüsse zu den Ko$ten für Zahn« "

ersat2 und Zahhkronen oder Übernahmeder gesamten Kosten um=
fasse, Die Leistungszuständigke■:der Träger der KV schließe

' Leistungen der Rentenversicherungsträger nicht schlechthin, _

sondern nur insoweit aus, als die Krankenkasse zu Leistungen
verpflichtet sei. Insoweit habe das RehaAnglG gegenüber den Aus— -
führungen im Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom _ „

1

7. Dezember1977 (BSGE45, 212: SozR22005 182 nr '29)'keine “
Änderung gebracht. 5 15 Abs 3 AVG schließe die Kumulierung [_
mehrerer K0stenzuschüsse nicht aus; Auf 5 14 AVG könne sich

'
die Beklagte für ihre abweichende Meinung nieht berufen°

Hierin' :

seien die Rehabilitationsléistungen nur beispielhaft und nicht

'abschließend aufgeführt. Die Beklagte habe söhit ihre zahna‚-
.3

ersatz-Richtlinien nicht ohne weiteres ersatzlos aufheben ”S“ '“ '
dürfen unddürfe jedenfalls nicht Leistungenmit der unz'u— ‚7 treffenden Begründung verweigern, die Zu3tändigkeit des

Trägers '

der KV schließe zusätzliche Ermessensleistungeh aus° Sie könne

ihre gegenteilige Auffassung auch nicht auf das Urteil des 836

vom 14. September 1978 (BSGE 47, 54 = SozR 2200 5 1305 Nr 2)

" stützen. Diese Entscheidung sei zu 5 84 AVG ergangen° Die vcm

' Kläger beanspruchte Beihilfe zum Zahnersatz sei keine zusät2»

' liche Leistung nach 5 84 AVG, sondern eine Regelléistung nach"
55 13. 14 AVG. .

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine-

Verletzung der 55 13, 14 AVG; Sie habe wie die übrigen Renten»

;
versicherungsträger aufgrund des RehaAnglG rechtlich zutreffend
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„

ihreZähnersatz«Richtlinien aufgehoben und die entsprechenden

Leistungen eingestellt° Seit dem Inkrafttreten des RehaAnglG

handele es sich bei den Kosten für Zahnersatz um eine Leistung,

die primär in den Bereich der gesetzlichen KV falle und auf if
die dort sogar ein Rechtsanspruch bestehe° Zwar seien die Zu-

schüsse auf 80 % begrenzt werden° Gleichwohl seien die .*.1IW-;.v

Leistungen der KV zum Zahnersatz höher als vor Inkrafttreten

des RehaAnglG° Damit sei der Eigenanteil des Patienten viel_t„„ngg■

niedriger als früher und in der Regel auch der Höhe nach„grw

zumutbar° Im übrigen könne die Krankenkasse nach 5-182c _:flf„f;f

Satz 3 der Reichsversicherungsordnung (RVO) in besonderen 9"“

Härtefällen den vom Versicherten zu zahlenden Restbetrag
.

ganz oder teilweise übernehmen. Es sei somit gerechtfertigt, -:
daß die Rentenversicherungsträger Leistungen zum Zahnersatz_Lf■

‚
nicht mehr gewährten und von einer Rehabilitation dieser' 'J@Ü5_

Art absähen. Der Auffassung, daß Beihilfen zum ZahnersatZ-— ”'

primär den Trägern der KV aufgetragen seien, habe der-Gesetz—

geber nicht nur durch eine Neufassung der Vorschriften im %f-\'
2, Buch der RVG Ausdruck verliehen, sondern diese Änderungen

durch weitere Maßnahmen im Bereich der Leistungen der-Renten-
versicherung ergänzt° So sei das RehaAnglG von der bis-

__
'

herigen “Kann"—Fassung des 5 13 AVGnicht abgegangen. In „' ;„5
5 14 AVG sei eine zahnärztliche Behandlung und insbesonderefgfim

die Leistung zum Zahnersatz nicht mehr aufgeführt. Vielmehr £_;Ü "‘

habe die Vorschrift eine weniger weitreichende Fassung‚»■f ;

., ]_
‘

als zuvor erhalten. Zwar sei eine Kumulation der Leistungen } Ä;35

verschiedener-Sozialleistungsträger auch nach Inkrafttreten
des RehaAnglG nicht ausgeschlossen° Andererseits aber sei‘

sie - die Beklagte - nach wie vor nicht verpflichtet, bee;g

stimmte Arten von Rehabilitationsmaßnahmen zu gewähren.

Mit der'Aufhehung ihrer Leistungen zum Zahnersatz habe sie

unter Berücksichtigung ihrer begrenzten Mittel, ihrer seit
Jahren angespannten finanziellen Situation, des Vorranges ‘

anderer Leistungen der Rehabilitation wie insbesondere
!

stationärer medizinischer Leistungen sowie der durch das
.

RehaAnglG vorgenommenen neuen Gewichtsverteilung in den ‘,?

i
l

1
\
\

Leistungsbereichen der Kranken— und Rentenversicherung ihr

Ermessen im Rahmen des 5 13 AVG fehlerfrei ausgeübt._ _‘
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessoäalgerichts Baden-

Württemberg vom 1A. März 1979 aufzuheben

und die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts Stuttgart vom 19. August

1977 zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er trägt vor, schon vor der Neufassung des 5 182 Abs 1 Nr 1

Buchst d) RVG hätten die Krankenkassen regelmäßig kumulativ

neben den Rentenversicherungsträgern Leistungen für Zahn-

behandlung und -ersatz gewährt. Es sei nicht zu erkennen, daß
demgegenüber das RehaAnglG für die betroffenen Versicherten

eine Verschlechterung habe herbeiführen wollen. Aus dem

RehaAnglG sowie aus den ää 1 und 4 des Sozialgesetzbuches,

Erstes Buch, Allgemeiner Teil (SGB 1) vom 11. Dezember 1975

(BGBl I S. 3015) sei herzuleiten, daß im sozialen Rechtsstaat■

derjenige, der sozialversichert sei, vor den Fährnissen des

Lebens, insbesondere den Folgen von Erkrankungen und deren Aus”

wirkungen auf seine Erwerbsfähigkeit weitestgehend geschützt

werden solle. Nirgendwo sei eine Vorschrift über das Verbot

der Kumulation von Leistungen verschiedener Sozialversicherungs—

träger vorhanden. Auch nach der Rechtsprechung des BSG sei eine

solche Kumulation erlaubt und erwünscht. Das Urteil des 4.Senate

des BSG vom 30. August 1979 - # RJ 20/78 - könne auf den vor»
liegenden Fall keine Anwendung finden. Wie sich aus Schreiben

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung (Muß) vom
2. Januar 197h und des Vorsitzenden des Ausschusßes für Arbeit
und Sozialordnung des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1977

an die Deutsche Orchestervereinigung e.V. ergebe, solle für die Ü

zahnmedizinische Rehabilitation jedenfalls bei Orchesterm '

musikern der Rentenversicherungsträger zuständig bleiben.

!

; 5';
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II

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist

zulässig, aber nicht begründet. '

Der Kläger begehrt die Aufhebung des ablehnenden Bescheides,

der Beklagten vom 22. Juni 1976 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 20, Oktober 1976 sowie die Verurtei-

lung der Beklagten zur Erteilung eines neuen Bescheides

über die Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten für Zahn- {

ersatz unter fehlerfreier Ausübung des Ermessens. Rechts-

grundlage hierfür ist 5 13 Abs 1 Satz 1 AVG idF des RehaAnglG.

Nach dieser Vorschrift kann bei — hier nicht streitiger - }
Erfüllung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen des E-f'
5 13 Abs 1a AVG die Beklagte, wenn die Erwerbsfähigkeit'

eines Versicherten infolge von Krankheit oder anderen Ge-

brechen oder Schwäche seiner körperlichen oder geistigen

Kräfte gefährdet oder gemindert ist und sie voraussichtlich
„

erhalten, wesentlich gebessert oder wiederhergestellt werden ‘

kann, Leistungen zur Rehabilitation in dem in den 55. 1h bis _j
14b AVG bestimmten Umfang gewähren, *

Die Gewährung von Rehabilitationsleistungen steht»im Er-v
_

messen des Versicherungsträgers. Hingegen betreffen die >>“-*1

Fragen, ob die vom Versicherten begehrte Leistung eine»
.

solche der-Rehabilitation ist und ob die gesetzlichen Vor- ‘3V'

aussetzungen für die Bewilligung dieser Leistung erfüllt '

sind, nicht den Ermessensbereich der Verwaltung. Vielmehr

handelt es sich um Tat- und Rechtsfragen, welche der un-..-„li
eingeschränkten Uberp■■hng und Entscheidung durch die ‘ . ‘

Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit unterliegen (vgl Urteile

des Senats in BSGE 48, 74, 75= SozR 2200 & 1237a Nr 6 S. 8

mwNund vom27° Februar 1980 - 1 RJ 4/79 =). ‘

Die Voraussetzungen des 5 13 Abs 1 Satz 1 AVG für die Bee [
„

willigung einer Leistung zur Rehabilitation des Klägers
‘sind erfüllt° Seine Erwerbsfähigkeit ist in der Zeit vor
?

Eingliederung des Zahnersatzes infolge von Krankheit ge- '
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mindert oder zumindest gefährdet gewesen° Dabei ist die Erwerbs»

fähigkeit nicht unter Heranziehung der in 5 23 Abs 2 Satz 2 AVG
aufgeführten Kriterien zu beurteileno Vielmehr genügt schon

eine Minderung oder Gefährdung der Erwerbsfähigkeit allein in

dem bisherigen Beruf des Versicherten {BSGE 48, 7h, 75 = SoZR

'2200 @ 1237a Nr-6 So 8)„ Jedenfalls eine äerartige Gefährdung

hat vorgelegen° Nach den ven der Beklagten nicht angefechtenen

und damit (5 153 des Sozielgerichtsgeseteee mSGG=) für den

Senat bindenden Feststellungen hat der Kläger einen feste

sitzenden Zahnersatz gehraucht‚um seinen Beruf weiter ausüben

zu können°

Der dem Kläger eingegliederte Zahnersatz ist eine Leistung
.

zur Rehabilitation° Nach den Feststellungen des LSG ist der '

Kläger hierdurch zur weiteren Ausübung seines Berufs befähigt

worden° Damit hat der Zahnersatz der Erhaltung oder Wieder=

herstellung seiner Erwerbsfähigkeit gediento Gleichwohl handelt

es sich um eine medizinische und nicht um eine berufsfördernde

Leistung zur Rehabilitation° Das hat das Berufungsgericht Zu»

treffend erkannt (vgl zum Unterschied zwischen medizinischen

und berufsfördernden Leistungen zur Rehabilitation und zu den

hierfür maßgebenden Abgrenzungskriterien eingehend Urteil des

Senatsvom24‚ Juni 1980—1 RA51/79 °); ‚'

Die Beklagte hat den Antrag des Klägers auf Gewährung einesl

Zuschusses zu den ihm entstandenen Kosten des zahnersatzes

'rechtsfehlerhaft abgelehnt„ Dabei kann auf sich beruhen, eb "
entsprechend der Meinung des 8awSenats des BSG (Urteil vom
28„ Februar 1980 „ 8a RK 13/79 ») die Kananersehrift des
5 1236 RVO (= 13 AVG) iVm dem Gleichheitssatz und den Erw
messensrichtlinien, die sich die Rentenversieherungsträger

{selbst gegeben haben, weitgehend zu einer Muß=Vorschrift era >>

starkt ist und eine Verweigerung der Rehabilitation nur nach

in Ausnahmefällen zuläßto Selbst wenn die Beklagte gemäß 5 13

Abs 1 Satz 1 AVG weiterhin nach ihrem Ermessen handeln darf,

hat sie jedenfalls bei Erlaß des angefochtenen Bescheides vom‘

5" Januar 1976 ihr Ermessen fehlerhaft ausgeübt (@ SA Abs 2

Satz 2 sec; 5 39 Abs 1 SGB1)„
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Die Beklagte hat ihre ablehnende Entscheidung.im wesentlichen

mit dem Hinweis auf die Aufhebung ihrer Richtlinien über die
Bewilligung von Zahnersatzbeihilfen mit Wirkung ab 1. Januar

1975 begründet. Diese Begründung für sich allein trägt den

angefochtenen Bescheid nicht. Zwar ist nicht zu beanstanden,

daß der Sozialleistungsträger ein ihm eingeräumtes Ermessen

nach Maßgabe von Richtlinien ausübt° Deren Erlaß mag im '

Interesse der Rechtssicherheit und einer Gleichbehandlung

der Versicherten sogar empfehlenswert sein, Richtlinien ent- Li

binden_3edoch nicht von der Verpflichtung, in Jedem Einzel—

fall sämtliche Umstände zu prüfen, welche für die Erméssense f;t

bildung bedeutsam sein können (vgl Urteil des Senats vom
27. Februar 1980 - 1 RJ 4/79 ' mit eingehenden weiteren.
Nachweisen)‚ Dementsprechend entbinden umgekehrt der Weg-

fall oder die Aufhebung von Richtlinien allein denaSozial-ffv

leistungsträger nicht schon von seiner Verpflichtung zur
(fehlerfreien) Ermessensausübung° Etwas anderes kann ledig-

lich danngelten, wenndie für die Aufhebungder Richtlinien_éf
maßgebenden Erwägungen sich ihrerseits im Rahmen des dem
Sozialleistungsträger eingeräumten Ermessens halten,-Das ist '

vorliegend nicht der Fall°

Die Beklagte hält sich zur Aufhebung ihrer Zahnersatz—„3 R‘.

Richtlinien und damit zur Versagung von Zahnersatz als -
Leistung zur Rehabilitation insbesondere im Hinblick auf

die Neufassung der 55 182 Abs 1 Nr 1 Buchst a) und 182c RVG
durch das RehaAnglG (die abgrmalige Neufassung der Vor-... '

schriften durch das Krankenversicherungs—Kostendämpfungselfie*u

gesetz -KVKG- vom 27. Juni 1977 - BGBl I S° 1069 - hat

hier außerBetracht zu bleiben; vg1BSGE45. 212, 214r
= 302R 2200 5 182 Nr 29 S. 50; BSG SozR 2200 5 1236 Nr 16

Se 37; Urteil vom 31“ Januar 1980 - 11 RA 26/79 -) für
befugt. Nach diesen Vorschriften umfaßt die von den Trägern

der gesetzlichen Krankenversicherung zu gewährende Kranken-

pflege auch zahnärztliche Behandlung sowie Zuschüsse zu den

Kosten für Zahnersatz und Zahnkronen (@ 182 Abs 1 Nr 1

Buchst a) und d) nvo). Die Höhe dieser ZuschüSse wird durch
die Satzung bestimmt; sie kann versehen, daß die gesamten_

- 9 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 9 _

Kosten übernommen werden (@ 182c RVG). Durch diese Rec‘;*'ärrtBände—=

rung sind die Krankenkassen im Gegensatz zum bisherigen Rechts.:.,

zustand verpflichtet worden, zu den Kosten des Zahnersatzes zu»

mindest einen Zuschuß zu gewähren; der Versicherte hat hierauf

ab Inkrafttreten der Neuregelung einen Rechtsanspruch (vgl Be=

gründung der Bundesregierung zu @ ä1 Nr 5 RehaAnglße abgedruckt
‚bei Jung«Preuß‚ Rehabilitation, 20 Aufl 1925, S0 227 f)„

Die;berechtigt indes die Träger der gesetzlichen Rentenversichea '?

rung nicht prinzipiell zur Versagung zahnärztlicher Behandlung ' '

‘ oder eines Zuschusses zu den Kosten für Zahnersatz, soweit diese

Maßnahmenaußer der Besserung des Gesundheitszustandes_des Ver=
sicherten auch der Erhaltung, wesentlichen Besserung oder.

Wiederherstellung seiner Erwerbsfähigkeit dienen und damit eine

Leistung zur Rehabilitation darstellen, Zwar geht, wenn als
_

> medizinische Leistung zur Rehabilitation eine ärztliche Behänd»
-

lung in Betracht kommt und zugleich ein Träger der gesetzlichen ‚7

Krankenversicherung Krankenhilfe zu gewähren hat, dessen 2ue

ständigkeit derjenigen des Rentenversicherungsträgers als Träger-=

. der medizinischenRehabilitation vor (BSGE45, 212,21? { ‚
= SozR22005 182 Nr 29 3° 53 !; BSGSozR22005 1259Nr„i s 3)°
Das kann Jedoch nur dann zum völligen Ausschluß einer Leistungsw.*?

- verpflichtung des an sich zuständigen Rentenversichsrungsträgars'e»_
(vgl zum Begriff der "Zuständigkeit" im Sinne des 516 Abs i.»„„

RehaAnglG im Gegensatz zur konkreten Verpflichtung im Einzelfall

BSGE 48, 92, 99 = SozR 2200 5 1236 Nr 15 S( 343 Urteile v0m}_

’ 15° November1979 » 11 RA9/79 f und = 11 RA22/79 ;) führen,
” wenn der Träger der Krankenversicherung die gebetene Heilbe=

handlung als Sachleistung uneingeschränkt und vo].1ständig ge
währt oder zu gewähren hat (vgl Senat in BSGE 45,\212, 2i8
=SozR 2200 5 182 Nr 29 S Sk) Dies ist indes nicht stets

der

' Fall Zwar gehören
zu den Trägern der Rehabilitatien auch die

Krankenkassen (& 6 Abs 2 RehaAnglG; vgl hierzu insbesondere

Urteil des‚Bsc vom 28° Februar 1980 « 8a RK 5/79 o)° Als Träger
einer ausschließlich medizinischen Rehabilitation sind sie je“

doch im Gegensatz zu anderen Sozialleistungsträgern mit final

umfassenderer Zuständigkeit lediglich zur Gewährung solcher

Leistungen verpflichtet, die den Ausgleich der Behinderung
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(5 1 Abs 1 RehaAnglG) selbst bezwecken, also unmittelbar gegen
die Behinderung gerichtet sind, Hingegen obliegt ihnen nicht

die Aufgabe, die Folgen der Behinderung auf beruflichen, ge-
sellschaftlichem oder privatem Gebiet zu beseitigen (vgl

’ „
ständige Rechtsprechung des BSG zum Begriff des "Hilfsmit—

tels“ im Sinne des & 182b RVO=BSGEh5, 133, 136 = SozR.2200
@ 182b Nr h—S, 10 f; BSG SozR 2200 & 182b Nr 10 S° 28 f und

‘
Nr 12 S, 36 f), Schon hieraus kannedch eine Beschränkungder?

‘Verpflichtung der Krankenkassen zur Gewährungvollständiger *;
SachleiStungen ergeben. Sie kann ferner kraft ausdrücklicher ‘;m'

gesetzlicher Vorschrift bestehen, Das ist gerade bei Zahn—
‘_ersatz der Fall. Für ihn haben die Krankenkassen in Ausnahme?

,
von dem die gesetzliche Krankenversicherung grundsätzlich„

f beherrschenden Sachleistungsprinzip gemäß 5 182c RVO ledig-

lich Zuschüsse zu den Kosten » wenn auch nach der hier noch
maßgeblichen Fassung der Vorschrift gegebenenfalls bis zur

vollen Höhe « zu gewähren.

In diesen Fällen ist es zwar zulässig und geboten, die .
Leistungsverpflichtung des an sich zuständigen Rentenver—w
sicherungsträgers angesichts ihrer Subsidiarität gegenüber

der Leistungspflicht der Krankenkasse auf den von dieser

nicht übernommenen.Teil der Aufwendungen des Versicherten

zu begrenzen' Hingegen ist ein völliger Ausschluß der.

Leistungsverpflichtung des Rentenversicherungsträgers nicht ”

zu rechtfertigen, Bezüglich der Höhe der Leistungen zur
Rehabilitation - anders als für die Frage, welcher Reha-’

bilitationsträger sachlich zuständig ist-ist insbesondere

unter Berücksichtigung der übergeordneten Zielsetzung_des

RehaAnglG nicht das Kausalprinzip, sondern das Finalprinzip

maßgebend. Die Rehabilitation ist der Prototyp einer final
_

if

ausgerichteten Leistung; ihr Ziel ist grundsätzlich die
vollständige Rehabilitation des Behinderten (BSGE A4, 231,

234 = SozR 2200 5 1256 Nr 3 So 5; BSGE A6, 286, 291 f

= SozR 2200 5 1236 Nr 10 S, 19 f; Urteil des Senats vom "127. Februar 1980- 1 RJ £»/79-).‚ Zwarkann es ‚trotz dieses im
Zieles jedenfalls im Rahmen der beruflichen Rehabilitation

unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sein, insbesondere
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bei der Gewährung von Kostenzuschüssen von einer Übernahme der
vollen Kosten abzusehen und diese dem Versicherten lediglich

teilweise zu erstatten (so im Hinblick auf die private Nutzung

des Fahrzeuges bei der Gewährung von Kraftfahr2eughilfe als
berufsfördernde Leistung zurRehabilitati$ng vgl die vorere

wähntenUrteile desBSG)„Obdies auchfür denBereichder
_ ,medizinischen Rehabilitation gelten kann„„ ist zweifelhaft° Die

vorgehennte Rechtsprechung des BSG beruht Letztlich auf der

Erwägung, daß der Rentenversicherungsträger Leistungen ledig«

lich zur Erhaltung, we$entlichen Besserung cder Wiederherstel»

lung der Erwerbsfähigkeit des Versicherten zu erbringen hat

und die nicht diesem, sondern einem gleichermaßen "privaten"

Zweck dienenden Leistungen oder Leistungsteile nicht übernehmen

darf° Diese Erwägungläßt sich auf den Bereich der medizinischen
Rehabilitation nicht ohne weiteres übertragen. Dies braucht hier
jedochricht vertieft zu werden° Denn mit diesem Gesichtspunkt

läßt sich allenfalls eine Begrenzung des vom Rentenversibhe—»z
rungsträger zu gewährenden Kostenzuschusses der Höhe nach rechte

fertigen° Hingegen läßt sich daraus nicht seine Berechtigung

zur Versagung einer Leistung der medizinischen Rehabilitation

schon dem Grunde nach herleiten°

Eine solche Berechtigung kann
auch nicht mit demHinweis auf-

ein angebliches "Kumulierungsverbbt" ithnspruch gendmhéhuérdenq

Ein derartiges Verbot ergibt sich insbesondere nicht eu875’13
_Abs 3 AVG. Zwar läßt hiernach die Befugnis der Beklagten zur _„
l

Gewährung vdn medizinischen und berufsfördernden Leistungen

zur Rehabilitation die Verpflichtung_und 2u$tändigkeit des
„

Trägers eines anderen Zweiges der SoziälversiCherung oder einer
_:son3tigén dureh Gesetz bestimmten Stelle unberührt Dies ist

Jedoch wiederum nur für die Höhe der vom Rentenversicherungsw

träger zu erbringenden Leistung von Bedeütüng, läßt aber unter

der Voraussetzung, daß er überhaupt zuständig ist, seine

- gegenüber einem anderen Rehabilitatiönsträger gegebenenfalls
subsidiäre_;>Verpflichtung bzw Befugnis zur Leistungsgewährung

.
als solche unberührt° Dementsprechend ist der Senat wiederhelt'
davon ausgegangen, daß grundsätzlich die Rehabilitatinns—=
leistungen vorsehenden Normen die Kümulierung mehrerer Kbsteh«
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zuschüsse bis zur Höhe der vollen Rehabilitation nicht nur

für zulässig, sondern aufgrund ihrer Zwecksetzung sogar für
_erwünscht halten (für die berufliche Rehabilitation BSGE 44,

231, 234: SozR 2200 5 1236 Nr 3 S. 5, für die medizinische

Rehabilitation BSGE A5, 212, 216: SozR 2200 5 182 Nr 29

S. 51, für ergänzende Leistungen zur Rehabilitation BSG

SozR 2200 & 12h2 Nr 3 S. 8)° Daran ist auch fürtbn vor—

liegenden Fall festzuhalten.

Die Beklagte kann sich für ihre Rechtsauffassung ferner nicht ff*f

darauf berufen, daß anders als in % 10 Nr 1 RehaAnglG und inv
5 182 Abs 1 Nr 1 Buchst a) RVG die zahnärztliche Behandlung

und in 5 182 Abs 1 Nr 1 Buchst d) RVO Zuschüsse zu den
Kosten für Zahnersatz und Zahnkronen in der Aufzählung der

medizinischen Leistungen zur Rehabilitation in 5 14 AVG- ”.,
nicht enthalten sind. Die Aufzählung ist nicht erschöpfendw-g.

Das ergibt sich aus der Verwendung des Begriffes "insbe-

sondere". Allerdings wird dieser Begriff ebenfalls in.5 10.
;

RehaAnglG und in 5 182 Abs 1 Nr 1 RVOverwendet, Von daher .*“
gesehen könnte die Nichterwähnung der zahnärztlichen Be—

handlungund der Zuschüssein 5 14 Nr 1 AVGals planmäßige
und gewollte Regelung des Inhaltes angesehen werden, daß
die Rentenversicherungsträger diese Leistungen der medi—xj'

zinischen Rehabilitation nicht erbringen dürfen° Eine der-
. „art restriktive Auslegung widerspräche Jedoch dem 5 13 Abs 1

AVG und dem 5 5 Abs 2 RehaAngl■. Diesen Vorschriften läßt].
sich unter Berücksichtigung des dem Rehabilitationsrecht
innewohnenden Finalprinzips entnehmen, daß jeder Reha-

bilitationsträger unter der generellen Voraussetzung_seiner

Zuständigkeit und mit den sich aus der daneben bestehenden

Zuständigkeit eines weiteren Trägers ergebenden Ein-

schränkungen (vgl für die Beklagte & 13 Abs 3 AVG) die
Rehabilitation umfassend und vollständig_vorzunehmen hat.
Dem würde es widersprechen, wenn von den möglichen

Leistungen-zur Rehabilitation eine bestimmte Leistung

prinzipiell ausgenommen wird, obgleich sie zur Rehabilitation
innerhalb des dem jeweiligen Träger zugewiesenen Zuständig—

keitsbereiches geeignet und erforderlich ist. Das gilt. auch

für die Gewährung zahnärztlicher Behandlung bzw eines Zu— "
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schusses zu den Kosten eines Zahnersatzes im Rahmen der der

Beklagten übertragenen Zuständigkeit für die Rehabilitation.

Zwar handelt es-sich hierbei in erster Linie um eine von der

Krankenkasse zu erbringende Leistung der Krankenhilfe„-Dem kann?

nicht mit dem Argument begegnet werden, daß jede Maßnahme der

Krankenhilfe letztlich auch einen positiven Einfluß auf die.-."

Erwerbsfähigkeit des Versicherten ausübe oder ausüben solle
.(vgl hierzu den- erkennenden Senat in BSGE45, 212, 217= SozR

2200 @182-Nr 29 S. 53). Etwas anderes muß jedoch dann gelten,
wenn wie im vorliegenden Fall die zahnärztliche Behandlung bzw '
der Zahnersatz speziell, unmittelbar und gezielt zur Erhaltung

der Fähigkeit zur Ausübung des bisherigen Berufes erforderlich d

sind. In diesem Fall kann der Leistung die Eigenschaft einer;

medizinischen Leistung zur Rehabilitation nicht abgesprochen

und sie nicht von vornherein von der LeistungspfliCht bzwl„m7
-befugnis des Rentenversicherungsträgers ausgenommen'werden;“■j

Dem steht das Urteil des &. Senats des BSG vom30° August 1979"
(SozR 2200 9 1237 Nr 12) nicht entgegen. Hierin hat der A.Senat
entschieden, daß im Rahmen der nach & 124üa RVG zu

gewährenden

Tuberkulosehilfe der Rentenversicherungsträger weder zur
Zahlung‘

1

von Kostenzuschüssen für Zahnersatz oder Zahnkronen als Leistung ;?
medizinischer Rehabilitation verpflichtet ist noch die Ver- „
sorgung mit Zahnersatz oder Zahnkronen als Sachleistung der.

»Rehabilitation zu erbringen hat. Nach dem der Entscheidung zu— ‘i

grunde liegenden Sachverhalt ist der Zahnersatz für eine wirk-

same Tuberkulosebehandlung erforderlich gewesen° Auf der
Grundlage dieses Sachverhaltes ist dem Orteil des 4° Senats.

beizupflichteu. Die Gewährung zahnärztlicher Behandlung (bzw“

eines Kostenzuschusses hierfür) als Voraussetzung lediglich der

Wirksamkeit einer anderen Heilbehandlungsmaßnahme liegt außern>

halb des den Rentenversicherungsträgern durch 5 15 AVG‚_5 1236“
VRVO für die Rehabilitation zugewiesenen Zuständigkeitsbereiches°

_Etwas anderes gilt jedoch dann, wenn die zahnärztliche Behand-

lung bzw der Zahnersatz unmittelbar zur Erhaltung, wesentlichen}

Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit insbe-
_

sondere in Form der Verschaffung der Möglichkeit zur weiterer?

Ausübung des bisherigen Berufes erforderlich und geeignet sind°

Über einen derartigen Sachverhalt hat der 4. Senat in seinem '
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Urteil von 30„ August 1979 nicht entschieden. Im übrigen ist
in Jeném Rechtsstreit der Träger der gesetzlichen Rentenver-

sicherung auf Ersatz der gesamten zunächst von der Kranken-

kasse getragenen Kosten des Zahnersatzes in Anspruch ge-

nommen werden. Im vorliegenden Fall hingegen ist die Ge-

währung eines Zuschusses zu den v0n der Krankenkasse nicht

übernommenenKosten streitig° Der erkennende Senat weicht‘

aus diesen Gründen nicht von dem Urteil des 4, Senats vom

30. August 1979 ab.

Die prinzipielle Versagung von zahnärztlicher Behandlung

oder Zahnersatz als medizinische Leistung:ur Rehabilitation'

läßt sich schließlich nicht mit den von der Beklagten an—

geführten finanziellen Erwägungen rechtfertigen. Zwar kann .?=

der Rentenversicherungsträger bei der Bewilligung_von
Leistungen zur Rehabilitation auch derartige Erwägungen

-
anstellen° Insbesondere erfordert es das Interesse der
Solidargemeinschaft der Versicherten, nicht einzelne von_

ihnen durch ein Übermaß an Leistungen ungerechtfertigt

zu
privilegieren .(vé1 BSG SozR 2200 & 12h2 Nr 3 S. 7). Auch

damit läßt sich jedoch zunächst nur eine Beschränkung der
Leistungshöhe und nicht sogleich die ausnahmslose Versagung

einer bestimmt;n‚Art oder Gruppe der Rehabilitations—ig„

leistungen begründen, Im.übrigez sind die Erwägungen der?

Beklagten sachligh
nicht

überzeugend Hervorzuheben ist
nochmals° Die Beklagte ist nicht verpflichtet oder auch

nur berechtigt, den bei ihr Versicherten (& 13 Abs 1a AVG)

und den sonstigen Berechtigten (5 13 Abs 2 AVG) die hier
.

in Rede stehenden Leistungen (zahnärztliche Behandlung,
Zahnersatz) unter denselben Voraussetzungen und in dem—
selben Umfange zu gewähren wie die Träger der.Krankenver—
sicherung.—Viélmehr ist zusätzlich Voraussetzung für diev.

Leistungsgewährung dem Grunde nach, daß die Maßnahme un-.'
mittelbar zur Erhaltung, wesentlichen Besserung oder Wieder-

herstellung der Erwerbsfähigkeit bestimmt und geeignet ist.
Der Höhe nach ist der umfang der zu gewährenden Leistungen
auch unter dieser Voraussetzung eingeschränkt. Diese Ein-
schränkung ergibt sich aus der Vorrangigkeit der Leistungs- i
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verpflichtung der Krankenvérsicherungsträger. Unter Berücksichti-

gung dieser Gesichtspunkte dürfte sich die finanzielle Be—

lastung der Beklagten in erträglichen Grenzen halten. Außerdem

ist eine einseitig und vordergründig auf die zu erwartenden

Ausgaben abgestellte Betrachtungsweise nicht angebracht. Viel-

mehr ist auch zu berücksichtigen, daß die Beklagte mit der Ge-

währung der hier streitigen medizinischen Leistungen zur Reha-

bilitation möglicherweise erheblich höhere Rentenaufwendungen

ersparen kann. Dieses Argument ist umso gewichtiger, als jedenm

falls diejenige Berufsgruppe, welcherchr Kläger angehört, Ver»
sicherte mit einer qualifizierten Tätigkeit und einer dement»

sprechend engeren Verweisbarkeit im Rahmen des 5 23 Abs 2 Satz 2

AVG umfaßt. ‘

Das Berufungsgericht hat nach alledem zu Recht das Urteil des

SG sowie die angefochtenen Bescheide aufgehoben und die Beklagte

zur Erteilung eines neuen Bescheides verpflichtet. Dies muß zur
Zurückweisung der Revision führen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs 1 SGG.
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